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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission der EWG für eine vom Rat 
der EWG zu erlassende Richtlinie zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend 
die Umsatzsteuern 

— Drucksache lV/2454 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Dichgans 


Die Kommission der EWG hat dem Rat der EWG 
am 12. Juni 1964 einen neuen Vorschlag für eine 
Richtlinie zur Harmonisierung der Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten betreffend die Umsatz- 
steuern zugeleitet. IDer ursprüngliche Vorschlag der 
Kommission an den Rat vom 31. Oktober 1962 — 
Drucksache IV/850 — ist auf Grund der Beratungen 
im Europäischen Parlament, im Wirtschafts- und 
Sozialausschuß der Europäischen Gemeinschaften 
und in den Parlamenten der Mitgliedstaaten (vgl. 
72. Sitzung des Deutschen Bundestages am 24. April 
1963) neu gefaßt worden. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat die 
Vorlage, die von der Bundesregierung dem Deut- 
schen Bundestag gemäß Artikel 2 Satz 2 des Geset- 
zes vom 27. Juli 1957 zu den Verträgen zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Europäischen Atomgemeinschaft vom 25. Mürz 
1957 zugeleitet wurde, am 14. Juli 1964 dem Finanz- 
ausschuß zur alleinigen Beratung überwiesen und 
den 13. Oktober 1964 als Frist zur Berichterstattung 
an das Plenum gesetzt. Der Finanzausschuß hat die 
Vorlage in seinen Sitzungen vom 30. September und 
2. Oktober 1964 beraten und die Ergebnisse der Be- 
ratungen dem Wirtschaftsausschuß und dem Aus- 
schuß für Mittelstandsfragen mit der Bitte um eine- 
gutachtliche Stellungnahme mitgeteilt. Die abschlie- 
ßende Beratung im Finanzausschuß fand am 8. Ok- 
tober 1964 statt. 


Der ursprüngliche Vorschlag der Kommission sah 
die schrittweise Einführung eines allen Mitglied- 
Staaten gemeinsamen Mchrwertsteuersystems in fol- 
genden Stufen vor: 

1. Spätestens zu Beginn des vierten Jahres nach 
Erlaß der Harmonisierungsrichtlinie durch den 
Rat der EWG sollten die Mitgliedstaaten mit 
c'inc'm kumulativen Mehrphasensteuersystem 
dieses System durch ein nichtkumulatives System 
ersetzen. 

2. Am Ende einer zweiten Stufe, spätestens jedoch 
mit Ablauf der Übergangszeit dos EWG-Vertra- 
ges, sollte das gemeinsame Mehrwertsteuer- 
system eingeführt werden, dessen Struktur und 
Anwondungsmodalitäten vom Rat der EWG noch 
vor Ende der ersten Stufe beschlossen werden 
sollte. 

3. Einer späteren Entschließung des Rates sollte 
Vorbehalten bleiben, in welcher Weise und bin- 
nen welcher Frist das Endziel der Harmonisio- 
riing, nämlich die Beseitigung der Steuergrenzen 
zwischen den Mitgliedstaaten, erreicht werden 
soll. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung am 
24. April 1963 den ursprünglichen Vorschlag der 
Kommission der EWG — Drucksache IV 850 — zur 
Kenntnis genommen und eingehend beraten. In 
einer auf Antrag des Finanzausschusses - - Druck- 


Ui iuk: U:i ; \ i ^ i I d< -- S u('ul i lit k c ■ (’i , ,53 lionn 

.•\ llt'invc r! ru'b : D.-. Hans HrqiM, :")33 li.nl Cloch’sberfi, 
]’o,lfnch H2!, ( ino! lies I ! ,; lic 34, Tel. 6 3.5,51 



Drucksache IV/ 2580 Deutscher Bundestag — 4. V/ahlperiode 


Sache IV/1179 — einstimmig beschlossenen Stellung- 
nahme hat er es begrüßt, daß die EWG-Kommission 
die Notwendigkeit anerkennt, | 

a) Umsatzsteuergesetze in den Mitgliedstaaten zu | 

schaffen, die die Wettbewerbsbedingungen we- i 
der innerhalb der Mitgliedstaaten noch beim | 
grenzüberschreitenden Warenverkehr verfäl- I 
sehen, ■ 

b) die Steuergrenzen im Warenaustausch zwischen ! 
den Mitgliedstaaten wegfallen zu lassen, 

und daß sie deshalb ein gemeinsames Mehrwert- 
steuersystem eingeführt sehen will. ' 

Der Bundestag hat seiner Auffassung Ausdruck 
gegeben, daß binnenmarktähnliche Verhältnisse im 
Gemeinsamen Markt ohne Beseitigung der Steuer- 
grenzen nicht herbeigeführt werden können und daß 
deshalb die Bestimmung des Zeitpunktes für die Be- 
seitigung der Steuergrenzen nicht der Zukunft über- 
lassen bleiben könne. Vielmehr solle bereits in der 
Richtlinie festgelegt werden: 

a) ein möglichst früher Zeitpunkt für die Beseiti- ! 

gung der Steuergrenzen, spätestens der Zeit- j 
punkt, zu dem die Zölle wegfallen, ; 

b) die Bekanntgabe der Grundzüge und des Anwen- | 

dungsbereiches des einzuführenden gemeinsa- ! 
men Mehrwertsteuersystems bis zum 30. Juni | 
1964. ! 

Das System solle nur einmal gewechselt werden, ! 
da ein mehrmaliger Wechsel für die Wirtschaft und ! 
die Verwaltungen nicht tragbar wäre und darüber ' 
hinaus die Gefahr mit sich brächte, daß die Steuer- i 
Systeme der Mitgliedstaaten sich weiter auseinan- 1 
der entwickeln. ! 


Der revidierte Vorschlag der EWG-Kommission j 
enthält gegenüber dem ursprünglichen Vorschlag ! 
folgende Änderungen: | 

! 

1. Während der ursprüngliche Vorschlag zunächst 1 
die Einführung eines nichtkumulativen Steuer- 
systems und dann erst die Einführung eines ge- 
meinsamen Mehrwertsteuersystems vorsah, wird 
nunmehr der sofortige stufenlose Übergang zu 
einem gemeinsamen Mehrwertsteuersystem vor- 
geschlagen. 

Dieser Vorschlag entspricht dem Wunsche des 
Bundestages, wie er im Beschluß vom 24. April 
1963 zum Ausdruck gekommen ist. 


Diese allgemeine Charakterisierung des gemein- 
samen Mehrwertsteuersystems entspricht im 
wesentlichen den drei Gesetzentwürfen für ein 
neues Umsatzsteuergesetz, die gegenwärtig dem 
Bundestag zur Beratung vorliegen, und steht in 
seinen Grundzügen im Einklang mit dem bisheri- 
gen Ergebnis der Beratungen des federführenden 
Finanzausschusses und der mitberatenden und 
gutachtlich gehörten Bundestagsausschüsse. 

3. Während die Kommission Struktur und Anwen- 
dungsmodalitäten des gemeinsamen Mehrwert- 
steuersystems nach ihren ursprünglichen Vor- 
schlag erst am Ende der ersten Stufe (d. h. späte- 
stens zu Beginn des vierten Jahres nach Erlaß 
der Richtlinie) bekanntgeben wollte, ist nunmehr 
vorgesehen, daß die Vorschläge der Kommission 
spätestens zum 1. April 1965 vorgelegt werden. 
Der Finanzausschuß bedauert, daß es der Bun- 
desregierung nicht gelungen ist, die Kommission 
dem Beschluß des Bundestages vom 24. April 

1963 entsprechend zu veranlassen, ihre Vor- 
schläge für eine Richtlinie über Struktur und An- 
wendungsmodalitäten des gemeinsamen Mehr- 
wertsteuersystems dem Rat bereits zum 30. Juni 

1964 vorzulegen. Da die zu erwartenden Vor- 
schläge in wesentlichen Zügen bereits festliegen 
und den Mitgliedstaaten in einer an sie gerich- 
teten Stellungnahme vom 3. Juni 1964 (veröffent- 
licht im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. 111 vom 13. Juli 1964, S. 1800) be- 
kanntgegeben wurden, ist im Interesse eines 
kontinuierlichen Fortschreitens der Harmonisie- 
rungsarbeiten zu fordern, daß der Richtlinien- 
entwurf von der Kommission spätestens zum 
1. Januar 1965 vorgelegt und vom Rat der EWG 
bis zum 1. Oktober 1965 verabschiedet wird. 

4. Drei sehr bedeutsame Merkmale eines gemein- 
samen Mehrwertsteuersystems hat die Kommis- 
sion bereits in der revidierten Richtlinie formu- 
liert: 

a) Während die Mehrwertsteuer nach dem ur- 
sprünglichen Vorschlag nur die Stufen bis 
zum Großhandel einschließen sollte, soll sie 
nunmehr alle Stufen einschließlich Einzelhan- 
del erfassen. Allerdings soll eine Beschrän- 
kung bis zur Großhandelsstufe und die auto- 
nome zusätzliche Besteuerung der Einzelhan- 
delsstufe nicht ausgeschlossen werden. 


2. Während im ursprünglichen Vorschlag nicht er- 
läutert wurde, was unter einem gemeinsamen 
System der Mehrwertsteuer (Nettoumsatzsteuer) 
zu verstehen wäre (lediglich zum Begriff des 
nichtkumulativen Systems wurde gesagt, es er- 
fasse die Warenpreise und Dienstleistungen 
grundsätzlich nur einmal), wird im revidierten 
Vorschlag das gemeinsame Mehrwertsteuer- 
system als allgemeine Verbrauchsteuer auf 
Gegenstände und Dienstleistungen definiert, die 
im genauen Verhältnis zum Preis der Gegen- 
stände und Leistungen steht, ohne Rücksicht auf 
die Zahl der Umsätze auf dem vor der Besteue- 
rungsstufe liegenden Produktions- und Ver- 
triebsweg. 


Die Erstreckung des Systems bis zur Einzel- 
handelsstufe einschließlich ist allen dem Bun- 
destag vorliegenden Gesetzentwürfen ge- 
meinsam und entspricht dem bisherigen 
Ergebnis der Beratungen in den Bundestags- 
ausschüssen. Nicht ohne Bedenken nimmt der 
Deutsche Bundestag von dem Vorschlag der 
Kommission Kenntnis, es den Mitgliedstaa- 
ten freizustellen, die Einzelhandelsstufe aus 
dem System auszuklammern und eventuell 
autonom zusätzlich zu besteuern. Wenn ein 
Mitgliedstaat von dieser Möglichkeit Ge- 
brauch machen würde, könnte dies auch nach 
der Beseitigung der Steuergrenzen zu Wett- 
bewerbsverzerrungen (z. B. im grenzüber- 
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schreitenden Versandhandel) führen, die ja 
gerade durch die Harmonisierung beseitigt 
werden sollen. Die Lösung der dabei auftre- 
tenden Probleme bedarf noch einer eingehen- 
den Prüfung. 

b) Die Kommission schlägt für die Erhebung der 
Mehrwertsteuer das System der fraktionier- 
ten Zahlung vor. ln jeder Wirtschaftsstufe 
soll die auf den Preis des Gegenstandes oder 
der Dienstleistung berechnete Mehrwert- 
steuer erhoben werden. 

Auch dieses System ist den drei dem Deut- 
schen Bundestag vorliegenden Gesetzentwür- 
fen gemeinsam und entspricht den bisherigen 
Ergebnissen der Ausschußberatungen. 

c) Die Kommission schlägt vor, bei der stufen- 
weise fälligen Zahlung der Mehrwertsteuer 
jeweils denjenigen Steuerbetrag abzuziehen, 
durch den die verschiedenen Kostenelemente, 
die geeignet sind zur Preisbildung beizutra- 
gen, unmittelbar belastet sind. Sie entscheidet 
sich damit für das Verfahren des Vorsteuer- 
abzugs, nicht für den Vorumsatzabzug. 

Der Finanzausschuß ist auf Grund seiner Be- 
ratungen zu dem gleichen Ergebnis gelangt. 

Somit kann den drei Merkmalen für ein gemein- 
sames Mehrwertsteuersystem, welche die Kom- 
mission bereits jetzt für die vom Rat zu erlas- 
sende Richtlinie vorgeschlagen hat, mit der ge- 
nannten Einschränkung zugestimmt werden. 

5. Darüber hinaus hat die Kommission in ihrer Stel- 
lungnahme vom 3. Juni 1964 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. 111 vom 
13. Juli 1964, S. 1800) ihre Vorstellungen über 
die Struktur und die Anwendungsmodalitäten 
des gemeinsamen Systems bereits jetzt in den 
großen Linien bekanntgegeben, „um die Mit- 
gliedstaaten in die Lage zu versetzen, die grund- 
sätzliche Entscheidung über den dem Rat vor- 
liegenden Richtlinienentwurf in Kenntnis der 
voraussichtlichen Grundzüge des gemeinsamen 
Systems zu treffen". 

Daß die Kommission mit dieser Stellungnahme 
von der Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, die 
ihr Artikel 155 des EWG-Vertrages einräumt, ist 
zu begrüßen. Rechtlich hat diese Stellungnahme 
nur die Bedeutung einer Meinungsäußerung, die 
noch nicht Gegenstand des jetzt laufenden An- 
hörungsverfahrens sein kann. 

Daß die Kommission in der Lage war, noch vor 
dem 30. Juni 1964 die großen Linien eines ge- 
meinsamen Umsatzsteuersystems bekanntzuge- 
ben, zeigt deutlich, wie realistisch die Forderung 
des Bundestages gewesen ist, die Kommission 
möge noch vor dem 30. Juni 1964 förmliche Vor- 
schläge für die vom Rat zu erlassende Richtlinie 
über Struktur und Anwendungsmodalitäten des 
gemeinsamen Mehrwertsteuersystems vorlegen. 

6. Während die Einführung des gemeinsamen 
Mehrwertsteuersystems nach dem ursprünglichen 
Vorschlag erst bis zum Ende der Übergangszeit 


(31. Dezember 1969) erfolgen sollte, sollen die 
nationalen Gesetze nunmehr vor dem 1. Januar 
1968 verkündet werden und spätestens am 1. Ja- 
nuar 1970 in Kraft treten. 

Der Bundestag hat in seinem Beschluß vom 
24. April 1963 zum Ausdruck gebracht, daß die 
Steuergrenzen mit dem Ende der Übergangszeit 
wegfallen müssen. Damit dieses Ziel erreicht 
werden kann, müssen die Voraussetzungen da- 
für so rasch wie möglich geschaffen werden. Die 
nationalen Gesetze sollten deshalb möglichst bis 
zum 1. Januar 1969, spätestens jedoch am 1. Ja- 
nuar 1970 in Kraft treten. 

7. Während zunächst in unverbindlicher Form eine 
Prüfung der Frage vorgesehen war, in welcher 
Weise und binnen welcher Frist die Steuergren- 
zen beseitigt werden sollen, ist nunmehr vorge- 
sehen, daß die Kommission dem Rat noch vor 
Ablauf des Jahres 1968 Vorschläge dazu unter- 
breitet und der Rat noch vor Ablauf der Über- 
gangszeit seine Entscheidung trifft. 

Kommission und Rat sollen bei der Frage des 
Wegfalls der Steuergrenzen das unterschiedliche 
Verhältnis zwischen direkten und indirekten 
Steuern, die Auswirkung einer Systemänderung 
auf die Steuer- und Haushaltspolitik und den Ein- 
fluß der Systeme auf die Wettbewerbsverhält- 
nisse und die sozialen Verhältnisse in der Ge- 
meinschaft berücksichtigen. 

Es ist gewiß ein erfreulicher Fortschritt, daß die 
Kommission nunmehr bereit ist, dem Rat der 
EWG vor Ablauf des Jahres 1968 Vorschläge 
über den Abbau der Steuergrenzen zu unterbrei- 
ten. Der Bundestag hat aber bereits in seinem 
Beschluß vom 24. April 1963 zum Ausdruck ge- 
bracht, daß er es für erforderlich hält, den end- 
gültigen Zeitpunkt für den Wegfall der Steuer- 
grenzen jetzt schon festzulegen, und zwar auf 
den 1. Januar 1970. Es wäre mit dem Charakter 
einer Wirtschaftsunion und deren Eigenschaften 
eines Binnenmarktes nicht vereinbar, wenn an 
Stelle der Zollschranken die Steuergrenzen fort- 
bestehen würden. Dies hat die Kommission selbst 
in ihrem „Memorandum zum Aktionsprogramm 
der Gemeinschaft für die zweite Stufe" sehr ein- 
drucksvoll dargelegt. Gerade diese Überlegun- 
gen der Kommission lassen es als unerläßlich er- 
scheinen, die Steuergrenzen zum gleichen Zeit- 
punkt abzubauen, zu dem die Zollschranken 
fallen. 

Damit die Mitgliedstaaten in der Lage sind, sich 
rechtzeitig auf den Wegfall der Steuergrenzen 
einzurichten, sollte der Rat der EWG seine Richt- 
linie bis zum 30. Juni 1967 erlassen. Für die Be- 
ratung der vom Rat zu erlassenden Richtlinie 
soll ein Zeitraum von einem halben Jahr veran- 
schlagt werden, so daß die Kommission ihre Vor- 
schläge für den Abbau der Steuergrenzen bis 
zum 1. Januar 1967 vorlegen muß. 

8. Die Kommission will vermeiden, daß einzelne 
Mitgliedstaaten unausgewogene Maßnahmen zur 
Anpassung ihres geltenden Systems an das ge- 
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meinsame Mehrwertsteuersystem treffen, die die 
Handelsbedingungen zwischen den Mitgliedstaa- 
ten in einer dem gemeinsamen Interesse zuwider- i 
laufenden Weise verändern könnten. Sie schlägt ' 
deshalb vor, die Mitgliedstaaten zu verpflichten, ^ 
sich mit der Kommission so rechtzeitig ins Be- ; 
nehmen zu setzen, daß diese die geplanten An- | 
passungsmaßnahmen mit allen Mitgliedstaaten ; 
beraten kann. i 

Wenn auch die Absicht der Kommission zu be- ; 
grüßen ist, Schwierigkeiten im Fortgang der Har- 
monisierung zu vermeiden, so scheint das vorge- 
schlagene Konsultationsverfahren doch eher ge- 
eignet, einen zügigen Abbau der immer noch 
vorhandenen Wettbewerbsverzerrungen zu hem- 
men. 

Einzelmaßnahmen der Mitgliedstaaten, die den 
gemeinsamen Interessen der Harmonisierung zu- 
widerlaufen würden, kann die Kommission be- 
reits auf Grund der ihr in den Verträgen zuge- 
standenen Kompetenzen, insbesondere auf Grund 
des Artikels 102 des EWG-Vertrages entgegen- 
treten. Eine ständige gegenseitige Unterrichtung 
der sechs Regierungen ist jedoch nützlich, ohne 1 
daß diese Unterrichtung in die Form eines beson- 
deren Konsultationsverfahrens gebracht zu wer- 
den braucht. 


9. Die beteiligten Ausschüsse des Bundestages sind 
einmütig der Auffassung, daß die revidierten 
Vorschläge der Kommission für die im Rat zu 
erlassende Harmonisierungsrichtlinie einen er- 
freulichen Fortschritt in dem Bemühen darstellen, 
eine Wirtschaftsunion mit den Eigenschaften 
eines Binnenmarktes herzustellen. Sie begrüßen 
vor allem die Darstellung der Grundgedanken 
des angestrebten gemeinsamen Systems der 
Mehrwertsteuer {Nettoumsatzsteuer). Sie halten 
aber, vor allem im Hinblick auf die Reformarbei- 
ten in den Ausschüssen des Bundestages und auf 
einen zeitgerechten Wegfall der Steuergrenzen, 
ein schnelleres Fortschreiten für dringend erfor- 
derlich. Sie schlagen deshalb dem Bundestag vor, 
die Bundesregierung zu ersuchen, daß sie im 
Rahmen des Rates die Vorschläge der Kommis- 
sion im Sinne der vorgeschlagenen Änderungen 
tatkräftig fördert und für eine laufende Beteili- 
gung des Europaparlaments eintritt. Sie appellie- 
ren an die Organe der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft, daß sie auf die Beseitigung aller 
Hemmnisse hinwirken, die der Verwirklichung 
der Römischen Verträge entgegenstehen. 

Im Namen des Finanzausschusses bitte ich, dem vom 

Ausschuß vorgeschlagenen Entschließungsentwurf 

zuzustimmen. 


Bonn, den 5. Oktober 1964 


Dr. Didigans 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag hat den revidierten Vorschlag der 
Kommission der EWG für eine vom Rat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu erlas- 
sende Richtlinie zur Harmonisierung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die 
Umsatzsteuern — Drucksache IV/2454 — zur 
Kenntnis genommen. 

2. Der Bundestag bezieht sich auf seinen Beschluß 
vom 24. April 1963 zu den ursprünglichen Vor- 
schlägen der Kommission und begrüßt es, daß die 
revidierten Vorschläge der Kommission weit- 
gehend damit übereinstimmen. 

3. Der Bundestag hält es wegen der Eile, die für die 
Harmonisierung der Umsatzsteuern und die 
Schaffung der neuen nationalen Gesetze geboten 
ist, für notwendig, daß die Kommission ihre Vor- 
schläge für Struktur und Anwendungsmodali- 
täten des gemeinsamen Systems der Mehrwert- 
steuer (Nettoumsatzsteuer) spätestens zum 1. Ja- 
nuar 1965 dem Rat der EWG vorlegt und daß der 
Rat spätestens zum 1. Oktober 1965 die entspre- 
chende Richtlinie erläßt, damit die nationalen 
Steuergesetze vor dem 1. Januar 1968 verkündet 
werden und möglichst zum 1. Januar 1969, spä- 
testens zum 1. Januar 1970, in Kraft treten kön- 
nen. 

4. Der Bundestag hält es mit Rücksicht auf das 
unterschiedliche Verhältnis zwischen direkten 
und indirekten Steuern in den Mitgliedstaaten, 
die Auswirkungen einer Änderung des Steuer- 
systems auf die Steuer- und Haushaltspolitik der 
Mitgliedstaaten, den Einfluß der Steuersysteme 
auf die Wettbewerbs Verhältnisse und die sozia- 
len Verhältnisse in der Gemeinschaft für erfor- 
derlich, daß der Zeitpunkt für den endgültigen 
Fortfall der Steuergrenzen bereits jetzt festgelegt 
wird, und zwar auf den 1. Januar 1970. Die Vor- 
schläge der Kommission für den Abbau der 
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Steuergrenzen müssen deshalb spätestens vor 
dem 1. Januar 1967 vorgelegt werden, damit der 
Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
noch vor dem 30. Juni 1967 alle erforderlichen 
Entscheidungen treffen und die notwendigen 
Richtlinien erlassen kann. 

5. Der Bundestag ist der Meinung, daß die auf 
Grund des EWG-Vertrages bestehenden Pflichten 
zur Information und Konsultation der Kommis- 
sion und der übrigen Mitgliedstaaten in den 
Fällen einseitiger Maßnahmen, die eine Verzer- 
rung der Wettbewerbsbedingungen auf dem Ge- 
meinsamen Markt verursachen könnten, ausrei- 
chend und nicht ergänzungsbedürftig sind. Der 
Bundestag hält es gleichwohl für nützlich, daß die 
Mitgliedstaaten bei allen einseitigen Maßnah- 
men, die die Anpassung ihrer geltenden Systeme 
an das gemeinsame System der Mehrwertsteuer 
(Nettoumsatzsteuer) erleichtern sollen, die Kom- 
mission der EWG rechtzeitig informieren, damit 
diese die übrigen Mitgliedstaaten unterrichten 
und Stellung nehmen kann, wenn die Harmoni- 
sierung in einer dem gemeinsamen Interesse zu- 
widerlaufenden Weise erschwert werden könnte. 

6. Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, die 
Verwirklichung des revidierten Vorschlages der 
EWG-Kommission mit den in den Nummern 3, 
4 und 5 bezeichneten Änderungen zu fördern. 

7. Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, im 
Ministerrat darauf hinzuwirken, daß das Euro- 
päische Parlament in allen Stadien der Beratung 
konsultiert wird, damit der politische Wille 
dieses Parlaments zur Wirkung kommt. 

8. Der Bundestag erneuert seinen Appell an alle 
Organe der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, mit Nachdruck auf den Abbau aller Hemm- 
nisse hinzuwirken, die der Herstellung einer 
Wirtschaftsunion mit den Eigenschaften eines 
Binnenmarktes entgegenstehen. 


Oktober 1964 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Dr. Dichgans 

Berichterstatter 
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